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Der Bescheid des Beklagten vom 14. September 2021 wird aufgehoben.

Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Der Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu
2/3.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen eine endgÃ¼ltige Festsetzung und Erstattung von
Leistungen fÃ¼r April bis September 2018 sowie gegen einen Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid.

Der 1971 geborene KlÃ¤ger steht im Bezug von Grundsicherungsleistungen beim
Beklagten. Dieser bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 24. April 2018 (Bl. 100
ff. der Verwaltungsakte) vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r April bis September 2018. Der
KlÃ¤ger ging bis zum 31. MÃ¤rz 2018 einer ErwerbstÃ¤tigkeit nach. Im April 2018
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wurde ihm ein Einkommen aus dieser BeschÃ¤ftigung in HÃ¶he von 1.500â�¬
brutto und 1.109,01â�¬ netto ausgezahlt (Bl. 33 der Verwaltungsakte).

Der Beklagte berÃ¼cksichtigte Unterkunftskosten in HÃ¶he von 450â�¬. Zum 1.
Juni 2018 war der KlÃ¤ger in eine andere Wohnung umgezogen, nachdem seine
Wohnung aufgrund einer nicht sachgerecht durchgefÃ¼hrten Renovierung nicht
mehr bewohnbar war. Die Kosten der Unterkunft beliefen sich nach
Vermieterauskunft ab Juni 2018 auf 324â�¬ Grundmiete, 85â�¬ Betriebskosten und
38â�¬ Heizkosten (insgesamt 447â�¬, Bl. 140 f. der Verwaltungsakte).

Mit Bescheid vom 8. Mai 2019 (Bl. 319 ff. der Verwaltungsakte) setzte der Beklagte
Leistungen fÃ¼r April bis September 2018 endgÃ¼ltig fest. Er rechnete das im April
ausgezahlte Einkommen in diesem Monat an. Zudem berÃ¼cksichtigte der Beklagte
nunmehr die tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft, Leistungen fÃ¼r Juni bis
September 2018 waren teilweise in HÃ¶he von 3â�¬ monatlich zu erstatten. Die
Erstattungssumme belief sich insgesamt auf 12â�¬.

Zugleich gewÃ¤hrte der Beklagte dem KlÃ¤ger weitere Renovierungskosten in
HÃ¶he von 102,95â�¬ und Kosten fÃ¼r einen neuen FuÃ�bodenbelag in HÃ¶he von
45,84â�¬ fÃ¼r die neue Wohnung (Bl. 329 f. der Verwaltungsakte).

Den gegen den Bescheid vom 8. Mai 2019 eingelegten Widerspruch wies der
Beklagte mit Widerspruchbescheid vom 15. August 2019 (Bl. 392 ff. der
Verwaltungsakte) zurÃ¼ck. Hiergegen richtet sich die am 16. September 2019 beim
Sozialgericht Braunschweig erhobene Klage.

Im Juni 2021 begrÃ¼ndete der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers die Klage
dahingehend, dass aus dem Erwerbseinkommen des KlÃ¤gers bei endgÃ¼ltiger
Festsetzung kein Durchschnittseinkommen gebildet wurde.

Der Beklagte fÃ¼hrte im Bescheid vom 14. Juli 2021 (Bl. 12 ff. der Gerichtsakte)
eine Nachberechnung durch und hÃ¶rte zur Leistungsaufhebung fÃ¼r Mai bis
September 2018 im Umfang von insgesamt 274,10â�¬ an. Der Beklagte
berÃ¼cksichtigt nunmehr ein Durchschnittseinkommen in HÃ¶he von 250â�¬
brutto und 184,84â�¬ netto monatlich. Im April 2018 gewÃ¤hrte der Beklagte um
754,17â�¬ hÃ¶here Leistungen.

Am 14. September 2021 erlieÃ� der Beklagte einen Erstattungsbescheid in Bezug
auf die Leistungsbewilligung mit Bescheid vom 8. Mai 2019 fÃ¼r den Zeitraum Mai
bis September 2018 und stÃ¼tzt diesen auf Â§Â 48 SGB X. Der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers rÃ¼gt die Jahresfrist.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

den Beklagten unter AbÃ¤nderung der Bescheide vom 8. Mai 2019 in Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 15. August 2019 sowie des Bescheides vom 14. Juli
2021 zu verpflichten, ihm fÃ¼r April bis September 2018 hÃ¶here Leistungen zu
bewilligen.
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Der Beklagte beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen,

Â Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.

Er verteidigt die angefochtene Entscheidung.

Neben den Gerichtsakten lagen die Verwaltungsakte des Beklagten vor und waren
Gegenstand des ErÃ¶rterungstermins und der Entscheidungsfindung. Wegen der
weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und der Verfahrenshandlungen der
Beteiligten im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Akten verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Das Gericht konnte nach EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten im Termin zur ErÃ¶rterung
des Sach- und Rechtslage am 24. Januar 2022 (Bl. 44 f. der Gerichtsakte) ohne
DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung nach Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden.

Die zulÃ¤ssige Klage ist teilweise begrÃ¼ndet.

Soweit sich die Klage gegen die ursprÃ¼ngliche Leistungsentscheidung richtet,
standen dem KlÃ¤ger im April 2018 weitere Leistungen zu. Dem hat der Beklagte
mit Bescheid vom 14. Juli 2021 entsprochen.

GemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 1 SGB II waren die Leistungen aufgrund des schwankenden
Erwerbseinkommens des KlÃ¤gers vorlÃ¤ufig zu erbringen.

GemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 4 SGB II (in der bis zum 31.3.2021 gÃ¼ltigen Fassung) war
bei der abschlieÃ�enden Feststellung des Leistungsanspruches nach Absatz 3 als
Einkommen ein monatliches Durchschnittseinkommen zugrunde zu legen. Als
monatliches Durchschnittseinkommen ist fÃ¼r jeden Kalendermonat im
Bewilligungszeitraum der Teil des Einkommens zu berÃ¼cksichtigen, der sich bei
der Teilung des Gesamteinkommens im Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der
Monate im Bewilligungszeitraum ergibt. Hierbei genÃ¼gt es, dass in einem Monat
des Bewilligungszeitraumes Einkommen zugeflossen ist.

Die Bildung eines monatlichen Durchschnittseinkommens bei der abschlieÃ�enden
Entscheidung erfolgt unabhÃ¤ngig vom Grund der VorlÃ¤ufigkeit, erfasst alle
Einkommensarten und alle Monate des Bewilligungszeitraums. Aus
Entstehungsgeschichte, Sinn und Zweck sowie aus systematischen GrÃ¼nden
ergeben sich keine genÃ¼genden Anhaltspunkte dafÃ¼r, von dieser am Wortlaut
orientierten Auslegung des Â§ 41a Abs. 4 SGB II bei Zufluss von Einkommen nur in
einem Monat abzusehen (so auch BSG, Urt. v 11.7.2019Â â�� B 14 AS 44/18 R juris
Rn. 18, 21). AusnahmetatbestÃ¤nde nach Â§ 41a Abs. 4 SGB II liegen nicht vor.

DarÃ¼ber hinaus waren dem KlÃ¤ger keine Leistungen zuzusprechen.
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Ein hÃ¶herer Leistungsanspruch folgt nicht aus Â§Â§ 7, 9,20, 22 SGB II.

Die endgÃ¼ltige Festsetzung mit Bescheid vom 8. Mai 2019 bewilligte dem KlÃ¤ger
im Zeitraum Mai bis September 2018 nicht zu geringe Leistungen. 

Der KlÃ¤ger war nicht in weiterem Umfang hilfebedÃ¼rftig. Weitere als die im
Rahmen der endgÃ¼ltigen Festsetzung berÃ¼cksichtigte Kosten der Unterkunft
waren nicht entstanden. Die Reduzierung der Unterkunftskosten resultierte aus dem
Umzug des KlÃ¤gers in eine andere, gÃ¼nstigere Wohnung.

Entgegen der Ansicht des Beklagten hatte keine Saldierung zwischen den
Leistungen fÃ¼r April und den Ã¼brigen Monaten bei Korrektur der endgÃ¼ltigen
Festsetzung zu erfolgen. Eine Saldierung ist nur bei endgÃ¼ltiger Festsetzung, aber
nicht mehr im Klageverfahren mÃ¶glich.

Ansichten in der Rechtsprechung, wonach das Geltendmachen von Nachzahlungen
in einzelnen Monaten dem Sinn der Bildung eines Durchschnittseinkommens und
der Saldierung bei endgÃ¼ltiger Festsetzung nach Â§ 41a Abs. 4 SGB II
widersprÃ¤che und sogar gegen Treu und Glauben verstoÃ�e (vgl. LSG SA, Urt. v.
21.9.2021 â�� L 2 AS 692/20), ist nicht zu folgen.

Zum einen Ã¼berzeugt die Annahme nicht, dass die Leistungsfestsetzung in
einzelnen Monaten zum bloÃ�en Berechnungselement wÃ¼rde und der
endgÃ¼ltigen Festsetzung ein rÃ¼ckschauender Charakter zukomme, weshalb
auch bei Korrektur der endgÃ¼ltigen Festsetzung eine Saldierung in Betracht
komme (so LSG SA, Urt. v. 21.9.2021 â�� L 2 AS 692/20, Juris Rn. 38 f.).

Bereits Â§ 41a Abs. 4 SGB II sieht Ausnahmen von der Bildung eines
Durchschnittseinkommens vor, insbesondere dann, wenn der Leistungsbezieher
dies beantragt. Auch regelt Â§ 41a Abs. 6 SGB II, dass die aufgrund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachten Leistungen auf die abschlieÃ�end festgestellten
Leistungen anzurechnen sind. Damit sind die fÃ¼r einzelne Monate errechneten
Leistungen mehr als nur ein Berechnungselement (so auch Å uÅ¡njar, jurisPR-SozR
11/2022 Anm. 1). Erst anschlieÃ�end sieht Â§ 41a Abs. 6 SGB II eine Saldierung vor
und dass eben auch nur bei der erstmaligen endgÃ¼ltigen Festsetzung. GrÃ¼nde
dafÃ¼r, dass das schutzwÃ¼rdige Vertrauen bei Bildung eines
Durchschnittseinkommens geringer sein soll, als bei jeder anderen
Leistungsbewilligung folgen daraus nicht.

Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der endgÃ¼ltigen Leistungsbewilligung dÃ¼rften
sich gerade durch eine Aufhebung von Leistungen nach Â§ 45 SGB X korrigieren
lassen (so auch Å uÅ¡njar, jurisPR-SozR 11/2022 Anm. 1).

Auch das LSG Sachsen-Anhalt geht in seiner Entscheidung schlieÃ�lich davon aus,
dass das Verbot einer reformatio in peius eine geringere Leistungsbewilligung
verhindert. Dass dies aber auf den gesamten Leistungszeitraum und damit
abweichend vom eigentlichen Monatsprinzip der Bewilligung nach dem SGB II
erfolgen soll, findet keine Grundlage in der Regelung von Â§ 41a SGB II. Insoweit ist
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der EinschÃ¤tzung von Å uÅ¡njar (jurisPR-SozR 11/2022 Anm. 1) zu folgen, dass die
Entscheidung des LSG Sachsen-Anhalt und auch einiger SGs bisher zu diesem
Problem eher vom Ende her gedacht scheinen (vgl. auch SG Dresden, Urt. v.
30.11.2021 â�� S 10 AS 1144/19 und SG Altenburg, Urt. v. 28.11.2019 â�� S 42 AS
2020/17 jeweils zitiert nach Juris).

Konsequent hat der Beklagte in diesem Fall einen Aufhebungsbescheid in Bezug auf
die fÃ¼r Mai bis September 2018 bewilligten Leistungen erlassen.

Dennoch ist der Aufhebungsbescheid vom 14. September 2021 fÃ¼r Leistungen im
Zeitraum Mai bis September 2018 rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen
Rechten. Eine Aufhebung der mit Bescheid vom 8. Mai 2019 bewilligten Leistungen
kommt nicht nach Â§ 48 SGB X und auch nicht nach Â§ 45 SGB X in Betracht.

Die Voraussetzungen von Â§ 48 SGB X lagen in Bezug auf die Bewilligung mit
Bescheid vom 8. Mai 2019 nicht vor.

Nach Â§ 48 Abs. 1 SGB X ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim
Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine
wesentliche Ã�nderung eintritt.

Nach Erlass des Bescheides vom 8. Mai 2019 ist in Bezug auf die
Leistungsbewilligung von April bis September 2018 keine Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse mehr eingetreten. Selbst der Zufluss des Einkommens im April 2018
war bekannt und erfolgte vor Leistungsbewilligung. Der Beklagte berÃ¼cksichtigt
das Einkommen nunmehr lediglich anders.

Auch die Voraussetzungen von Â§ 45 SGB X liegen in Bezug auf die Aufhebung des
Bescheides vom 8. Mai 2019 nicht vor.

Nach Â§ 45 SGB X darf ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, nur unter den EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder
teilweise mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen
rechtlich erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt), rechtswidrig ist.

Zwar war die endgÃ¼ltige Festsetzung von Leistungen fÃ¼r April bis September
2018 im Bescheid vom 8. Mai 2019 rechtswidrig, da entgegen der Regelung in Â§
41a Abs. 4 SGB II in der bis zum 31. MÃ¤rz 2021 gÃ¼ltigen Fassung kein
Durchschnittseinkommen gebildet wurde.

GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt aber nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte
auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter
AbwÃ¤gung mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig
ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte
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erbrachte Leistungen verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat,
die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen
kann. Dies ist bei Grundsicherungsleistungen der Fall. 

Auf Vertrauen kann sich der BegÃ¼nstigte nicht berufen, soweit nach Nr. 1 er den
Verwaltungsakt durch arglistige TÃ¤uschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat,
Nr. 2 der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich
oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig
gemacht hat, oder Nr. 3 er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder
infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn
der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt
hat.

Der KlÃ¤ger hat bzgl. seines Einkommens keine falschen Angaben gemacht und
auch nicht diesbezÃ¼glich getÃ¤uscht.

Auch musste er bei Erlass des Bescheides aus Mai 2019 nicht erkennen, dass die
Bewilligung aufgrund der fehlenden Bildung eines Durchschnittseinkommens
rechtswidrig ist und ihm abweichende Leistungen zustehen.

Der Begriff des Vorsatzes enthÃ¤lt Ã¤hnlich wie im Strafrecht ein Element des
Wissens und des Wollens. Es reicht insofern entweder die Kenntnis von der
Unrichtigkeit oder UnvollstÃ¤ndigkeit der angegebenen Tatsachen oder das
billigende Inkaufnehmen einer erkannten mÃ¶glichen Unrichtigkeit oder
UnvollstÃ¤ndigkeit der gemachten Angaben oder das Wissen um die fehlende
Ã�bereinstimmung des begÃ¼nstigenden Bescheids mit dem geltenden Recht aus
(PadÃ© in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 45 SGB X (Stand:
23.05.2022), Rn. 89). 

Das Gesetz definiert den Begriff der groben FahrlÃ¤ssigkeit selbst als Verletzung
der erforderlichen Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e. FÃ¼r die ErfÃ¼llung der
groben FahrlÃ¤ssigkeit reicht es also nicht aus, dass der Betroffene Zweifel an der
Richtigkeit oder VollstÃ¤ndigkeit seiner Angaben bzw. an der RechtmÃ¤Ã�igkeit hat,
sondern die Zweifel mÃ¼ssen so ausgestaltet sein, dass es fÃ¼r jeden erkennbar
wÃ¤re, dass hier wenigstens eine Nachfrage notwendig wÃ¤re. Vom BegÃ¼nstigten
wird dabei nicht verlangt, dass er den Bescheid in allen Einzelheiten rechtlich
Ã¼berprÃ¼ft, um alle mÃ¶glichen Fehler zu finden. Allerdings soll er den ihm
bekannt gegebenen Bescheid wenigstens von vorne bis hinten lesen und zur
Kenntnis nehmen, denn im SozialrechtsverhÃ¤ltnis sind alle Beteiligten gehalten,
sich gegenseitig vor vermeidbaren, das VersicherungsverhÃ¤ltnis betreffenden
SchÃ¤den zu bewahren (BSG v. 23.03.1972 â�� 5 Rj 63/70 â�� BSGE 34, 124 =
SozR Nr. 25 zu Â§ 29 RVO; BSG v. 14.12.1995 â�� 11 RAr 75/95 â�� BSGE 77, 175 =
SozR 3-4100 Â§ 105 Nr. 2; BSG v. 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R â�� SozR 3-1300
Â§ 45 Nr. 45).

Im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage gab der KlÃ¤ger an, sich nicht
an den Bescheid Ã¼ber die endgÃ¼ltige Festsetzung von Leistungen zu erinnern
und auch nicht daran diesen auf evtl. Fehler Ã¼berprÃ¼ft zu haben. Er habe die
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Bescheide des Beklagten damals seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten gegeben.

Zwar ist auch vom KlÃ¤ger konkret zu erwarten, dass er die an ihn ergangenen
Bescheide liest und auch naheliegende Unstimmigkeiten erkennt. Hierzu gehÃ¶rt
aber nicht zu erkennen, dass entgegen der vorlÃ¤ufigen Bewilligung und auch
entgegen des tatsÃ¤chlichen Zuflusses, Einkommen aus einem Monat des
Bewilligungszeitraumes auf alle Monate zu verteilen ist.

Hierbei handelt es sich nicht mehr um einfachste, ganz naheliegende
Ã�berlegungen. Dies ist nur der Fall, wenn nicht beachtet wird, was im gegebenen
Fall jedem einleuchten musste (vgl. zu den Voraussetzungen BSG v. 31.08.1976 â��
7 RAr 112/74 â�� BSGE 42, 184 = SozR 4100 Â§ 152 Nr. 3; BSG v. 11.06.1987 â�� 7
RAr 105/85 â�� BSGE 62, 32 = SozR 4100 Â§ 71 Nr. 2; LSG Hessen v. 17.01.2012
â�� L 2 R 524/10 â�� juris Rn. 47).

Selbst der Beklagte hatte die fehlende Bildung eines Durchschnittseinkommens bis
zur RÃ¼ge des ProzessbevollmÃ¤chtigten nicht erkannt.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers bereits im
Mai 2019, nach Bekanntgabe des Bescheides, diesen umfassend geprÃ¼ft hatte
und den KlÃ¤ger Ã¼ber die notwendige Bildung eines Durchschnittseinkommens
einschlieÃ�lich des geringeren Leistungsanspruches im Zeitraum Mai bis September
2019 in Kenntnis gesetzt hatte, bestehen nicht.

Insoweit kann es dahinstehen, ob ein Austausch der Rechtsgrundlage von Â§ 48
SGB X zu Â§ 45 SGB X mÃ¶glich ist und auch, ob die Jahresfrist nach Â§ 45 Abs. 4 S.
2 SGB X gewahrt wurde.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und einstricht dem Umfang des
Obsiegens des KlÃ¤gers. Insbesondere wird berÃ¼cksichtigt, dass die Klage
unbeschrÃ¤nkt erhoben wurde und im April 2018 nur noch 1/6 des bisher
berÃ¼cksichtigten Einkommens anzurechnen war. Die Erstattung mit Bescheid vom
8. Mai 2019 war demgegenÃ¼ber nicht zu beanstanden.

Erstellt am: 26.08.2022

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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